
Bundessozialgericht

39;3_5_333_32159 I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

o u o o o o c o a o o o o e o o 9 a o a o c n o o

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
° „ „ „ „ „ „ „ ° „ „ ° „ „

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Von ’I) bis 45)

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 _ 3 _

P.e.iselséen=

Von 46) bis 64)

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 49° März 4970 durch

Senatspräsident Dr° D a p p r i c h
‘ — Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr° W i t t e ‚
Bundesrichter S c h r ö d e r ,
Bundessozialrichter van B ü r c k und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt:

Die Révisionen der Klägerin und der Beigeladenen zu 5)

bis 59) sowie die Anschlußrevision der Beigeladenen zu
2) gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 9„ Dezember 4965 werden zurückgewiesen°
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Außergérichtliche Kosten der Revisionsinstanz sind

nicht zu erstatten„

—___1_‘——»'—»_—P'r

\

Die Klägerin ist eine seit 1920 bestehende Gesellschaft

mit beschränkter Haftung, deren Gesellschafter je zur
Hälfte einige Braunkohlenbergwerksgesellschaften einer—

seits und die August Schmidt u° Co° Vermögensverwal—

tungs— und Treuhandgesellschaft der Industriegewerkschaft

Bergbau mbH andererseits sind„ Gegenstand und Zweck des

Unternehmens sind nach dem Gesellschaftsvertrag die ‚\

Einrichtung und Verwaltung sowie Förderung und Betreu—

ung des Baues von Wohnungen im Rahmen des sozialen

Wohnungsbaues für Wohnungsberechtigte im Kohlenbergbau
(Rheinisches Braunkohlenrevier), insbesondere die Er—

richtung und verwaltungsmäßige und finanzielle Betreuung

und Förderung von Eigenheimen und Kleinsiedlerstellen

und von Eigentumswohnungen sowie die Durchführung und

Förderung auch Sonstiger Wohnungsbaumaßnahmen im Rheini—

schen Braunkohlenravier im Rahmen der Bestimmungen des

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzeso Gegenstand und Zweck
der Gesellschaft sind ferner die Verwaltung des Berg—

mannssiedlungsvermögens nach den Bestimmungen des Bergw

mannssiedlungsgesetzes°

\Auf Antrag des Betriebsrats der Klägerin wurdendcren

Arbeitnehmer im Einverständnis mit der Allgemeinen Ortsm

krankenkasse bei der Brühler Knappschaft‚ der Rechts—

vorgängerin der Beklagten, vom 4° Juni 1950 an knapp—

schaftlich versicherto Auf Veranlassung des Bundes—

versicherungsamts (BVA) stellte die Knappschaft mit

Bescheid an die Klägerin vom 29° September 1958 fest,

daß die im Betrieb der Klägerin beschäftigten Arbeiter

..5..
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und Angestellten vom 1, Juni 1957 an nicht mehr der

Versicherungspflicht nach dem Reichsknappschaftsgesetz

(EKG) unterliegen° Der Widerspruch der Klägerin, mit

dem sie geltend machte, ihre Arbeitnehmer seien zu Recht

knappschaftlich versichert, zumindest aber könne die

knappschaftliche Versicherung nicht rückwirkend besei—

tigt werden, wurde zurückgewiesen°
]

In dem nachfolgenden Klageverfahren hat das Sozialgericht

(SG) Köln die Beigeladenen zu 1) — 59) beigeladen und mit

Urteil vom 51, Oktober 1962 die angefochtenen Bescheide

der Brühler Khappschaft insoweit aufgehoben, als sie die

Zeit bis zur Zustellung des Bescheides vom 29„ September

1958 betreffen° Im übrigen hat es die Klage abgewiesen°

Es ist der Ansicht, die Überführung der Arbeitnehmer der

Klägerin in die knappschaftliche Versicherung im Jahre

1950 sei ein begünstigender Verwaltungsakt gewesen, durch

den diese Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch erworben hät—

ten, dessen rückwirkende Beseitigung wegen der Bindungs—

wirkung aus 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) unzu—

lässig sei° Demgegenüber greife für die Folgezeit der

Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung Platz, da

die Entscheidung aus dem Jahre 1950 zu Unrecht ergangen

sei und den betroffenen Arbeitnehmern kein rechtlicher

Nachteil entstehe, wenn sie nunmehr Beiträge an den für

sie zuständigen Versicherungsträger entrichteten°

Auf die von der Klägerin und den beigeladenen Arbeit—

nehmern eingelegten Berufungen hat das Landessozial-V

gericht QLSG)noch die Allgemeine Ortskrankenkasse {AOK}
Köln und die Bundesrepublik Deutschland beigeladen° Die

beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) hat Anschlußberufung eingelegt° Die Klägerin und
die Beigeladenen zu 3) — 59) erstreben eine Fortsetzung

der knappschaftlichen Versicherung für die Zeit vom
1, Oktober 1958 ab; die BfA begehrt die Abweisung der-
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Klage in vollem Umfang° Das LSG hat mit Urteil vom
90 Dezember 1965 die Berufungen und die Anschlußberufung

zurückgewiesen und die Revision zugelassen„

Das LSG ist der Ansicht, die beigeladene Bundesrepublik

Deutschland werde in diesem Verfahren nicht durch den

Präsidenten des Bundesversicherungsamts,sondern durch den

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA) vertretena

Jedoch sei in einem Schreiben des BMA vom 240 November 7965

eine hinreichende Vollmacht für den Präsidenten des BVA zu
erblickenc

Zur streitigen Sachfrage führt das LSG aus9 für die knapp»

schaftliche Versicherung der Arbeitnehmer der Klägerin bee

stehe keine gesetzliche Grundlage„ Jedoch sei eine rüokw

wirkehde Änderung der Versicherung für die Zeit vor dem

1„ Oktober 7958 nicht zulässig° Aus % 194 RKG ergebe sich
das Recht der Knappschaft9 durch formlosen Verwaltungsakt'

die knappschaftliche Versicherungspflicht einer Person

festzustellen? wobei auch über die Vorfrage mit zu entscheiw

den sei? ob der Versicherte in einem knappschaftlichen Ben

trieb arbeitete 'Wenn auch dieser Verwaltungsakt nur gegenw

über dem Versicherten und seinem Arbeitgeber ergehen könne9

so seien die übrigen Versicherungsträger doch an ihn gem
bunden; es sei nämlich Sinn und Zweck der Entscheidungen

befugnis nach 5 194 EKG9 Klarheit über die Streits oder

Zweifelsfragen des Versicherungsverhältnisses herbeizufühw

ren„ Zwar sei der Verwaltungsakt vor Inkrafttreten des SGG

erlassen worden, jedoch sei 5 77 SGG seit dem 10 Januar 7954

hierauf anzuwendeno Die in dem angefochtenen Bescheid vom

290 September 1958 enthaltene Beanstandung der Beiträge sei

rechtswidrige Aus 5 137 Satz 2 RKG ergebe sich9 daß der

Versicherungsträger Beiträge nicht beanstanden dürfe, wenn

er vorher die Gültigkeit des Versicherungsverhältnisses

festgestellt haben Aus 5 157 RKG ergebe sich aber auch?

._‚.7_‚
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daß der Versicherungsträger nicht für alle Zeit an die

einmal getroffene Feststellung gebunden seio Für Zeit—

räume, für die er ausdrücklich festgestellt habe‚ daß er

nicht der zuständige Versicherungsträger sei, habe er

nach @ 135 RKG das Recht und die Pflicht, die dennoch

an ihn abgeführten Beiträge zu beanstanden und an den

zuständigen Versicherungsträger
zu überweisen° Für die

Zukunft könne also die Knappschaft eine nach @ 194 RKG

getroffene Feststellung über ihre Zuständigkeit wider—

rufen° Insoweit sei die Bindungswirkung des 5 77 SGG
durch die in den @@135, 137 RKG enthaltene gesetzliche

Regelung eingeschränkto
_ 1)

Das LSG hat die Revision zugelassenn Gegen das Urteil

haben die Klägerin und die Beigeladenen zu 3) — 59)
Revision eingelegt° Sie machen geltend‚ bei der Überfüh—

rung in die knappschaftliche Versicherung im Jahre 1950

handele es sich um einen begünstigenden Verwaltungsakt,

an den die Beklagte nach 5 77 SGGauch für die Zukunft
gebunden sei; demgemäß verblieben die beigeladenen Arbeit«

nehmer für die Zeit ihrer Zugehörigkeit zum Betrieb der

Klägerin in der knappschaftlichen Versicherung° Die Beie

geladene zu 2) müsse das Einverständnis der AOK als Einw

zugsstelle gegen sich gelten lassen; sie habe es jahre—

lang in Kauf genommen? daß die Beiträge der Angestellten

nicht mehr an sie abgeführt wurden und damit das Recht

verwirkt9 selbständig dagegen vorzugeheno

Schließlich habe die Beklagte im Laufe des Revisionsvere

fahrens den beigeladenen Arbeitnehmern Ausweise über ihre

Versicherungsnummer in den gesetzlichen Rentenversicherunw

gen ausgestellta Durch diesen neuen Verwaltungsakt sei

die Mitgliedschaft in der knappschaftlichen Rentenversiw

cherung bestätigt worden°
‘ 1

Die Klägerin und die Beigeladenen zu 3) « 59) beantragen‚
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das angefochtene Urteil aufzuheben und nach

dem in erster Instanz gestellten Antrag zu
entscheiden? ‘

hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils
die Sache zur erneuten Verhandlung und Ente

‚ scheidung an das Landessozialgericht zurücke
)

zuverweiseno

Die Beigeladene zu 2) hat Anschlußrevision eingelegte
Sie ist der Auffassung, die Beklagte sei berechtigt

gewesen, die mit ihrer Zustimmung angetretene knappw

schaftliche Versicherung der beigeladenen Arbeitnehmer

der Klägerin rückwirkend vom 1a Juni 1957 an zu beenden()

Obwohl die Gesetze der Rentenversicherung seit jeher eine

dem @ 137 RKG entsprechende Vorschrift über die Bindung

der Versicherungsträger an ihre Anerkenntnisse enthielten,

habe bereits das Reichsversicherungsamt (BVA) entschieden,

daß Beiträge, die von einem Versicherten zur falschen Vera

sicherung entrichtet wurden, auch dann beanstandet werden
. können, wenn der Versicherungsträger die Beiträge vorher

ausdrücklich oder stillschweigend anerkannt habeo Bei

@ 155 EKG handele es sich um eine Sondervorschrifty die

derartige Fehlversicherungen abschließend regele9 und
deren Anwendung nicht durch andere Bestimmungen von all—

gemeiner Bedeutung ausgeschlossen werdeo Die Vorschrift

des @ 137 RKG sei auf den vorliegenden Fall schon deshalb

nicht anwendbar? weil durch die Beanstandung kein Rentenw

anspruch "abgelehnt" werdeo Allenfalls könne ein Wechsel

des für die Feststellung und Zahlung zuständigen Versiu

cherungsträgers eintreten, insoweit genieße der Versichern

te jedoch keinen Schutz° Auch binde das Anerkenntnis der

Beklagten über das Versicherungsverhältnis nicht die enden

ren in Betracht kommenden Versicherungsträger; das wäre

„.„9„
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mit der gleichrangigen Position aller Versicherungs—

träger als Körperschaften des öffentlichen Rechts unveru
einbar„ Die Bindungswirkung des Anerkenntnisses im

Sinne des 5 137 EKG könne daher immer nur die Versichew

rungspflicht als solche betreffen9 während nachträg—

lich festgestellte Fehler in der Versicherungszuge—

hörigkeit regelmäßig im Rahmen des @ 135 EKG zu berich—

tigen seien9 ohne daß hierdurch ein Verlust von Beiträ—

gen eintreten können Schließlich gebe auch 5 77 SGG

derartigen Verwaltungsakten keine Bindungswirkung ge_

genüber anderen Trägern hoheitlicher Gewalt und könne

außerdem nicht für Verwaltungsakte aus der Zeit vor seinem

Inkrafttreten geltenq Sie, die Beigeladene zu 2), sei

erst durch ihre Beiladung zu diesem Rechtsstreit im Jahre

1959 auf die Fehlversicherung und den Änderungsbescheid

der Beklagten hingewiesen worden; sie habe sich sofort

gegen diese Fehlversicherung gewandt° }

‘ \

1
Die Beigeladene zu 2) beantragt, ?

. ‚.
unter Zurückweisung der klägerischen

Revision das angefochtene Urteil aufzu“

heben9 soweit es die Berufung der beigew

ladenen Bundesversicherungsanstalt für

Angestellte zurückweist und das Urteil des

Sozialgerichts dahin abzuändern‚ daß die

Klage in vollem Umfang abgewiesen wird„

Die Klägerin und die Beigeladenen zu 3) e 59) beantragen,

.
J

.die Anschlußrevision der Bundesversicherungse

anstalt für Angestellte zurückzuweiseno

Die Beklagte beantragt9

die Revisionen und die Anschlußrevision

zurückzuweisenß
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_ 10 _ „,

Sie hält das angefochtene Urteil für richtige In der

Annahme von Beiträgen liege nur ein schlichtes Verwalw

tungshandeln, das nicht die Merkmale eines Verwaltung3w
„1„+ "
anu und demgemaß auch ni ht die Wirkungen aus @ 77 SGG() O

]

C

habe„ Aber auch ein nach @ 77 SGG bihdender Verwaltungs“

akt hätte w jedenfalls mit Wirkung vom 10 Oktober 1958

ab H beseitigt werden könneno

Fiir die Beigeladene zu'61) trägt der Präsident des BVA '
vor, die Bundesrepublik Deutschland werde in dieser

Sache von ihm aus eigenem Recht vertreten9 ohne daß

es dazu einer Zwischenschaltung und einer Vollmacht

des BMA bedürfen Zur Sachfrage ist er der Meinung?

@ 77 SGG sei im vorliegenden Fall nicht anwendbar[) Die
Änderung der Versicherungszugehörigkeit rechtfertige

sich ua schon aus dem Wegfall des @ 1 Abs° 2 EKG aF,
wonach auch die für mehrere knappschaftliche Betriebe?

doh„ für Mitgliedsunternehmen, tätigen Arbeitnehmer

knappschaftlich versichert worden wäreno Auf Grund die—

ser Bestimmung seien im Jahre 7950 die Arbeitnehmer der

Klägerin in die knappschaftliche Versicherung aufgenowmen

worden; diese Vorschrift gelte seit dem lo Juni 1957

nicht mehr„ Damit sei auch ein etwa vorliegendes Anerw

kenntnis der Beklagten hinfällig gewordene

-II

Revisionen und Anschlußrevision sind nicht begründete

Die Vertretungsbefugnis des Präsidenten des BVA für

die Beigeladene zu 61) kann nach dem Schreiben des BMA

vom 24„ November 1965 im vorliegenden Rechtsstreit nicht

zweifelhaft sein; es kann daher dahingestellt bleiben‚

ob er die Beigeladene auch ohne diesen Vertretungsaufw

trag aus eigenem Recht vertreten könnteo

_11 g
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wm 1

Das Unternehmen der Klägerin ist kein knappschaftlicher

Betrieb im Sinne des 5 2 EKG, insbesondere auch — was
allein in.Frage kommen könnte @ keine "Betriebsanstalt

oder Gewerbeanlage"9 die als Nebenbetrieb eines knappe

schaftlichen Betriebes mit diesem räumlich und betriebe

lich zusammenhängto Auch zählen die Arbeitnehmer der

Klägerin nicht zu dem in 5 1 Abs„ 1 Nro 2 RKG bezeichneten

Personenkreisn Ihre knappschaftliche Versicherung war

auch nicht etwa nach 5 1 Abs° 2 RKG in der bis zum 31° Mai

1957 geltenden Fassung gerechtfertigto Diese Vorschrift

enthält keine Ausdehnung der knappschaftlichen Versiche—

rungspflicht auf Arbeitnehmer bei Unternehmen von der Art

der Klägerin; sondern eine Bestimmung des in @ 1 Abso 1

RKG verwandten Arbeitnehmerbegriffso Sie hat insofern

einschränkenden Charakter7 als sie die ausschließliche

oder überwiegende Beschäftigung der Arbeitnehmer für knapp:

schaftliche Betriebe verlangt; maßgebend bleibt aber nach

Abs° 19 daß es sich überhaupt um Arbeitnehmer in knappe

schaftlichen Betrieben (im Sinne des © 2 RKG) handelte

Die Überführung der Arbeitnehmer der Klägerin in die knappw

schaftliche Versicherung im Jahre 1950 ist daher zu Unrecht

erfolgto Ü
_ „ .

"?

_ . . 1 ‘
Demgemäß bleibt zu prüfen, ob die Überführung der Belege
schaft der Klägerin in die knappschaftliche Versicherung

im Jahre 1950 als bindender Verwaltungsakt ein Verbleiben

der Arbeitnehmer in dieser Versicherung in der Zeit vom 10

Juni 1957 bis zum 10 Oktober 1958 oder auch noch darüber

hinaus rechtfertigta Entgegen der Auffassung der Vorder—

*gerichte ist dieser Verwaltungsakt nicht nach 5 77 SGG bindend

geworden° Abgesehen von den möglichen Folgerungen‚ die sich

daraus ergeben könnten? daß er vor dem Inkrafttreten des SGG

ergangen ist, und abgesehen davon9 daß er unmittelbar bela_

stend in die Rechtssphäre anderer Versicherungsträger eine

greift‚ die ihn möglicherweise noch anfechten konnten und

1
„J

5
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„ 12 „

nach Kenntnisnahme auch angefochten haben, bestimmt

5 77 SGG„ daß ein Verwaltungsakt‚ wenn der gegen ihn
gegebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt

wird, für die Beteiligten in der Sache bindend ist,

"soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist"„ Wie

der Senat bereits in seinem Urteil vom 10 Juli 1969

e 5 RKn 16/66 e (SozR Nr„'63 zu 5 77 SGG) ausgeführt hat,

muß diese Vorschrift dahin ausgelegt werden9 daß die Eine

dungswirkung nur insoweit eintritt9 als das Rücknahme»

recht für bestimmte Rechtsgebiete oder Teilrechtsgebiete

überhaupt gesetzlich geregelt ist und diese Regelung für

den zu entscheidenden Fall keine Rücknahmeermächtigung

enthält„ Die Sperrwirkung kann dagegen nicht diejenigen

Rechtsgebiete oder Teilrechtsgebiete erfassen‚ für die das

Rücknahmerecht überhaupt nicht geregelt worden ist und

die der Gesetzgeber bei der getroffenen Regelung des

@ 77 SGG daher nicht in seinem Blickfeld gehabt haben

kann (Vglo BSG 20, 2939 295, 296 und 21‚ 88‚ 90„ 91)0

Unter die im VI° Buch der Reichsversicherungsordnung (RVG)

unter "An Feststellung der Leistungen" in @ 1744 geregelte

Möglichkeit einer Berichtigung von Bescheiden9 die nach

@ 197 RKG auch für Bescheide der Knappschaften gilt‚ fällt

der Verwaltungsakt aus dem Jahre 1950 nicht‚ weil durch,

ihn keine Leistung gewährt wird„ Es handelt sich um-eine

Anerkennung der Versicherungsberechtigung nach @ 137 Satz

2 RKG0 Da die Regelungen der Knappschaftsversicherung

im ganzen für den Versicherten günstiger als die Regelun«

gen der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten

sind9 ist 5 137 Satz 2 RKG dahin auszulegen‚ daß ein
Träger der knappschaftlichen Versicherung‚ der die Ver—

sicherungsberechtigung zu diesem Versicherungszweig aner“

kannt hat, einen Rentenanspruch aus der R n a p p %

s c h a f t l i c h e n Versicherung nicht mit der Bam

gründung ablehnen kann9 die Anerkennung sei zu Unrecht

erfolgt und demgemäß für die Feststellung der sich aus

._
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den erbrachten Beiträgen ergebenden Rentenansprüche ein

nichtknappschaftlicher Versicherungsträgsr zuständig°

Im vorliegenden Fall ist zwar noch nicht über die Gewäh—

rung einer Rente zu befinden, doch ist der Fall? daß der

knappschaftliche Versicherungsträger in einem Bescheid zu

erkennen gibt9 daß er einen späteren Rentenanspruch aus

der knappschaftlichen Versicherung aus solchen Beiträgen

ablehnen wird, ebenso wie der in 5 137 Satz 2 EKG geregelw

te Fall zu behandeln„ Für solche Verwaltungsakte ist das

Rücknahmerecht aber nicht geregelte“ Die insoweit vorlie»

gende Gesetzeslücke ist zu schließen‚ wobei sich? da die

BVG keine Rücknahmevorschriften für ähnliche Fälle ent—

hält9 die allgemeinen Grundsätze des Verwaltungsrechts über

die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte anbieteno Diese

gebicten die Rücknahme dieses rechtswidrigen begünstigenden'
>Verwaltungsaktes mit Wirkung von der Zustellung des Rü0kw
%nahmebsscheids an (vgl° dazu Forsthoff, Lehrbuch des Vers

waltungsrechts9 IO Band, 7„ Auflo‚ So 239 und 248)0 Von
der exununceWirkung der Rücknahme kann im vorliegenden

Fall auch nicht etwa zu Ungunsten der Versicherten eine

ex—tunc«Wirkung mit der Begründung angenommen werden9 der

begünstigende Verwaltungsakt sei den anderen betroffenen

Versicherungsträgern nicht bekannt geworden und daher sei

sein Inhalt ihnen gegenüber noch nicht sachlich bindend

gewordene @ 137 Satz 2 EKG stellt den Schutz des Vertrau—

;ens sicher, das ein Versicherter einem derartigen Anerkennt—
b nis gegenüber hinsichtlich der Anrechnung knappschaftlicher

Beiträge auf eine Rente aus dieser Versicherung haben kann0

Wenn der Verwaltungsakt ohne Wissen des oder der unmittele

bar Begünstigten nicht allen Beteiligten bekannt geworden

war, dann läßt es der von allen Beteiligten zu beachtende

Vertrauensschutz nicht zu9 daß das bestehende Anfechtungs—

recht der anderen Versicherungsträger, in deren Rechts—

Sphäre das von der Beklagten abgegebene Anerkenntnis be—

lastend eingreift‚ Beiträge berührt, die in gutem Glauben
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an das Anerkenntnis der knappschaftlichen Versicherungs—

berechtigung erbracht worden sindo Das hat für den vor“
liegenden Fall zur Folge, daß die im Bescheid vom 290

September 1958 erfolgte Rücknahme des im Jahre 1950 zum

Ausdruck gebrachten Anerkenntnisses durch die Beklagte

dieses Anerkenntnis nur ex nunc zum Erlöschen bringt0

Die beigeladenen Arbeitnehmer haben daher erst für die

Zeit nach Zustellung des Bescheids vom 290 September 1958

keinen Anspruch mehr auf weitere Zugehörigkeit zur knapp—

schaftlichen Versicherung°

Soweit die Revisionskläger nunmehr ihr Klagebegehren auch

auf die während des Verfahrens erfolgte Zuteilung von

Versicherungsnummern an Arbeitnehmer der Klägerin durch

die Beklagte stützen wollen, kann diesem Vorbringen keine

Bedeutung für die hier zu treffende Entscheidung beigew

messen werden„ Es bedarf hierzu keiner Erörterung‚ ob

und inwieweit dieses neue tatsächliche Vorbringen in

der Revisionsinstanz zu berücksichtigen ist; jedenfalls

kann eine solche Maßnahme nicht als Anerkenntnis oder

Bestätigung der knappschaftlichen Versicherungsnflicht

angesehen werden„ Nach @ 135 Abs° 1 Satz 2 RKG (entspro

@142f Abs„ 1 Satz 2 EVO, 5 143 Abs„ 1 Satz 2 AVG) sind
bei Streit über die Versicherungszugehörigkeit bis zur

Entscheidung die Beiträge an den bisherigen Versichee

rungsträger zu entrichten„ Aus rein technischen Maßnah—

men, die der bisherige Versicherungsträger während dieser

Zeit auf Grund seiner vorläufigen Zuständigkeit trifft‚

können keine Schlüsse auf die ja gerade im Streit bee
{findliche Zugehörigkeit gezogen werden° '

Da somit die vorinstanzlichen Urteile im Ergebnis nicht

zu beanstanden_sind‚ waren die eingelegten Revisionen und

die Anschlußrevision zurückzuweiseno
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y

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG„

Zu einer — von der Beklagten angeregten — Anwen—

dung des & 192 SGG sah der Senat keinen Anlaß°

!
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